
Endlich die Einkommensarmut abschaffen!
Entwickeln Sie ein Mindesteinkommen als Bedingungsloses Grundeinkommen!
durch das UBI - European Initiative (UBI-EI)

Aufruf an die Mitglieder des Europäischen Parlaments
Brüssel, 10. September 2022


1. Wir fordern die Mitglieder des Europäischen Parlaments auf darauf hinzuarbeiten, dass die Europäische Kommission Entschließungen, Papiere und Erklärungen des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission ernst nimmt und dass ihre grundlegenden Aussagen im Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Empfehlung zum Mindesteinkommen ihren Niederschlag finden.

2. Wir rufen die Mitglieder des Europäischen Parlaments auf, sich dafür einzusetzen, dass die Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens und Schritte hin zu einem bedingungslosen Grundeinkommen in jedem EU-Mitgliedstaat Teil des Vorschlags der Europäischen Kommission für eine Empfehlung zum Mindesteinkommen sein werden.

 3. Wir erwarten, dass die Mitglieder des Europäischen Parlaments den Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Empfehlung zum Mindesteinkommen politisch bewerten und gegebenenfalls darauf hinarbeiten, dass sich die grundsätzlichen Aussagen in den oben genannten Entschließungen, Papieren und Stellungnahmen in konkreten Regelungen zu angemessenen Mindesteinkommen widerspiegeln und Vorschläge zur Einführung bedingungsloser Grundeinkommen aufgenommen werden.   




Liebe Mitglieder des Europäischen Parlaments,

Im dritten Quartal 2022 beabsichtigt die Europäische Kommission, einen Vorschlag für eine Empfehlung des Europäischen Rates zu Vorschriften für ein angemessenes Mindesteinkommen in der EU vorzulegen (siehe hier).

In den letzten Jahren haben das Europäische Parlament und die Europäische Kommission Entschließungen, Papiere und Erklärungen zu angemessenem Mindesteinkommen und Grundeinkommen angenommen und veröffentlicht (siehe Anhang).

1. Grundsätzliche Aussagen in den oben genannten Entschließungen, Papieren und Erklärungen (siehe Anlage)  

1.1 Höhe des Mindesteinkommens

Die Höhe des nationalen Mindesteinkommens muss ein Einkommen gewährleisten, das über der Armutsgrenze liegt (oberhalb der Armutsgefährdungsschwelle von 60 % des nationalen Median-ausgeglichenen Nettoeinkommens). Diese Höhe des jeweiligen nationalen Mindesteinkommens ist mit geeigneten Referenzbudgets (Warenkorb von Waren und Dienstleistungen und anderen) im Hinblick auf die tatsächliche Sicherung der ausreichenden Einkommensmittel zu überprüfen, um die materielle Existenz zu sichern und Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen,  falls erforderlich, nach oben revidiert. 

1.2 Berechtigung zum Mindesteinkommen: betreffend die Person

Es gibt ein individualisiertes Recht auf ein armutsverhütendes Mindesteinkommen. Es ist individuell garantiert.


1.3 Berechtigung in Bezug auf Einkommen und Vermögen einer Person

Nach Auffassung der EU-Organe ist das Mindesteinkommen bedarfsabhängig. Aber: Sozialtransfers mit Bedürftigkeitsprüfung haben einen stigmatisierenden Charakter und provozieren verdeckte Armut (Nichtinanspruchnahme). Empirische Evidenz für mehrere EU-Länder legt nahe, dass die Nichtinanspruchnahme bestehender bedürftigkeitsabhängiger Sozialleistungen ein weit verbreitetes Problem in der EU ist (siehe zum Beispiel hier): Bestehende bedarfsorientierte Sozialtransfersysteme erreichen in vielen Fällen nicht diese Personen, die einen Anspruch auf Sozialtransfers haben, und schließen viele Personen aus dem Sozialsystem aus - aufgrund des bedürftigkeitsprüfenden Sozialtransfersystems. Daher sind bedürftigkeitsgeprüfte Sozialsysteme für einen wirksamen Armutsschutz nicht geeignet. Das ist der Hintergrund für die Erklärung von Olivier De Schutter, Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen über extreme Armut und  Menschenrechte zu seinem Besuch in der Europäischen Union (25. November 2020 bis 29. Januar 2021): "Die Gewährleistung von Ansprüchen, die Eltern und Kinder vor unabhängigen Stellen geltend machen können, kann die Nichterwerbsquote, die weitgehend auf die Stigmatisierung und Scham von Menschen in Armut zurückzuführen ist, erheblich senken; Universelle Garantien anstelle von bedarfsabhängigen Unterstützungsregelungen haben sich ebenfalls als wirksamer erwiesen. […] Bei dem Versuch, politische Ängste vor chronischer Abhängigkeit von Sozialhilfe zu zerstreuen, könnten solche Konditionalitäten zu höheren Nichterwerbsquoten und zu einer Verschärfung der Armutsfalle führen. Mindesteinkommensregelungen sollten die Grundsätze der Universalität und der Gleichheit des Schutzes wahren, die den Kern jedes Systems des garantierten Einkommens bilden." (siehe Olivier De Schutter, 2021)

1.4 Anspruch auf Mindesteinkommen: ohne Zwangsarbeit oder Gegenleistung

Zwangs- oder Pflichtarbeit ist definiert als "jede Arbeit oder Dienstleistung, die von einer Person unter der Bedrohung einer Strafe verlangt wird und für die sich die besagte Person nicht freiwillig angeboten hat". (siehe ILO Forced Labour Convention, 1930, Nr. 29, Artikel 2). Jede Kürzung oder Verweigerung des Mindesteinkommens aufgrund der Verweigerung von Arbeit oder Dienstleistungen im Gegenzug ist eine Strafe. Die entgegengenommene Arbeits- oder Dienstannahme unter Androhung von Strafen ist nicht freiwillig (vgl. Max Kern 2008; Rechtsanwalt beim Internationalen Arbeitsamt von 1966 bis 2002, langjähriger Leiter der Sektion Zwangsarbeit der Normenabteilung, dem Sekretariat der Aufsichtsgremien der ILO zur Überprüfung der Einhaltung internationaler Standards durch die Mitgliedstaaten). Eine Mindesteinkommensregelung darf nicht gegen das völkerrechtlich verbindliche ILO-Zwangsarbeitsübereinkommen verstoßen, darf auch das Mindesteinkommen nicht kürzen oder verweigern, wenn im Gegenzug keine Arbeit oder Dienstleistung aufgenommen wird. Weiter: Jede Kürzung oder Verweigerung des Mindesteinkommens für eine Person verletzt das Menschenrecht auf soziale Sicherheit und würde den Betroffenen in die Armut stürzen und ihn der sozialen Ausgrenzung aussetzen. Menschenrechte sind bedingungslose Rechte! 

Wir fordern die Mitglieder des Europäischen Parlaments auf, darauf hinzuarbeiten, dass die Europäische Kommission Entschließungen, Papiere und Erklärungen des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission ernst nimmt und dass ihre grundlegenden Aussagen im Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Empfehlung zum Mindesteinkommen ihren Niederschlag finden.



2. Bedingungsloses Grundeinkommen als Mindesteinkommen für alle
 
Das Ziel unserer UBI - European Initiative (UBI-EI) ist die Einführung bedingungsloser Grundeinkommen in jedem Land Europas und der Welt. 
Das BGE (Bedingungsloses Grundeinkommen) ist die Geldsumme, die regelmäßig, bedingungslos und universell an alle Individuen gezahlt wird, hoch genug, um ihre materielle Existenz und Teilhabe an der Gesellschaft zu sichern. Das BGE ist ein Schritt in Richtung eines emanzipatorischen Wohlfahrtssystems. 

Die Forderung nach Einführung bedingungsloser Grundeinkommens in der EU wurde von rund 300 000 EU-Bürgern im Rahmen der Europäischen Bürgerinitiative "Bedingungsloser Grundeinkommen" unterstützt (siehe ECI Start Unconditional Basic Incomes throughout the EU).

Außerdem: Auf der Online-Plattform der Konferenz zur Zukunft Europas sei "einer der am häufigsten vorgeschlagenen Mechanismen, um Europa inklusiver und sozial gerechter zu machen, indem ein bedingungsloses Grundeinkommen in der gesamten EU garantiert wird". (siehe Final Report Platform, May 2022, p. 44) 

    •   Ein bedingungsloses Grundeinkommen ist eine Art von Mindesteinkommen, das
        die Einkommensmittel sichert, um die materielle Existenz und Teilhabe an der
        Gesellschaft zu sichern und Einkommensarmut zu beseitigen.
    •   Ein bedingungsloses Grundeinkommen ist eine individuell garantierte Art von 
        Mindesteinkommen. 
    •   Ein bedingungsloses Grundeinkommen ist eine universelle Form des
        Mindesteinkommens. Nicht nur die Stigmatisierung und Nichtinanspruchnahme 
        von Sozialtransfers würde wirksam bekämpft, auch die Einkommensarmut und
        die soziale Ausgrenzung, die durch Einkommensarmut verursacht wird.
    •   Ein bedingungsloses Grundeinkommen ist eine bedingungslose Art von 
        Mindesteinkommen. Nicht nur die Einkommensarmut und die soziale
        Ausgrenzung, die durch Einkommensarmut verursacht wird, würden bekämpft, 
        auch Zwangsarbeit.


Das sind die Gründe, warum wir – in Anlehnung an die Entschließungen, Papiere und Erklärungen des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission (siehe Anhang) – fordern, das Mindesteinkommen als Grundeinkommen zu entwickeln: regelmäßig an jeden Menschen gezahlt - bedingungslos, universell, individuell und hoch genug, um die materielle Existenz zu sichern, Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen und Einkommensarmut zu beseitigen.


Das sind die Gründe, warum wir die Mitglieder des Europäischen Parlaments auffordern, sich dafür einzusetzen, dass die Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens und Schritte hin zu einem Bedingungslosen Grundeinkommen in jedem EU-Mitgliedstaat Teil des Vorschlags der Europäischen Kommission für eine Empfehlung zum Mindesteinkommen sein werden.
 
Wir erwarten, dass die Abgeordneten des Europäischen Parlaments den Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Empfehlung zum Mindesteinkommen politisch bewerten und gegebenenfalls darauf hinarbeiten, dass sich die grundsätzlichen Aussagen in den oben genannten Entschließungen, Papieren und Stellungnahmen in konkreten Regelungen zu angemessenen Mindesteinkommen widerspiegeln und Vorschläge zur Einführung Bedingungsloser Grundeinkommen aufgenommen werden.

Ansprechpartner für das UBI - European Initiative (UBI-EI) sind:
Ronald Blaschke,  rblaschke@aol.com 
Klaus Sambor, klaus.sambor@aon.at   





Ansprechpartner für unsere Initiative in den EU-Ländern sind:

Deutschland: Ronald Blaschke, rblaschke@aol.com
Österreich: Klaus Sambor, klaus.sambor@aon.at  ...
???
???    








Endlich die Einkommensarmut abschaffen!
Entwickeln Sie ein Mindesteinkommen als Bedingungsloses Grundeinkommen!
durch das UBI - European Initiative (UBI-EI)

Aufruf an die Mitglieder des Europäischen Parlaments
Brüssel, 10. September 2022

Annex 
Resolutions, papers and statements of the European Parliament and the European Commission


European Parliament: Resolution of 9 October 2008 on promoting social inclusion and combating poverty, including child poverty, in the EU (2008/2034(INI))
https://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-0467+0+DOC+XML+V0//EN

The European Parliament „7.  Agrees with the Commission that social assistance in most Member States is already below a level which makes poverty a risk ; insists that the central objective of income support schemes must be to lift people out of poverty and enable them to live in dignity; calls on the Commission to examine whether an unconditional basic income for all could be an effective tool for combating poverty;“

The European Parliament „8.  Calls on the Commission to provide a detailed report on whether welfare provision in the Member States (inter alia, minimum income schemes and related benefits, unemployment, invalidity and survivors' benefits, statutory and supplementary pension schemes, early retirement benefits) provide for incomes above the Union's at-risk-of poverty threshold of 60% of national median equalised income;“

The European Parliament „9.  Suggests that the Commission should consider establishing a common method of calculating the minimum subsistence amount and the cost of living (a basket of goods and services) in order to ensure comparable measurements of the poverty line and define the criterion for necessary social intervention;“

The European Parliament „13.  Considers that the risk of falling into poverty is greater for women than for men, particularly in old age, because social security systems are often based on the principle of continuous remunerated employment; calls for an individualised right to an adequate minimum income which is not conditional on employment related contributions;“




European Parliament: Resolution of 20 October 2010 on role of minimum income in combating poverty and promoting an inclusive society in Europe
https://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2010-0375+0+DOC+XML+V0//EN

The European Parliament „having regard to International Labour Organization (ILO) Conventions Nos 26 and 131 on minimum wage fixing and Nos 29 and 105 on the abolishment of forced labour,“

„J.  whereas the risk of falling into extreme poverty is greater for women than for men, particularly in old age, because social security systems are often based on the principle of continuous remunerated employment; whereas an individualised right to a poverty-preventing minimum income should not be conditional on employment-related contributions,“

„X.  whereas the role of social protection systems is to ensure the level of social cohesion needed for development guaranteeing social inclusion and mitigating the social repercussions of the financial crisis, which implies a national poverty-preventing individually guaranteed minimum income,“

The European Parliament „34. Believes that the various experiments with minimum incomes and with a guaranteed basic income for everyone, accompanied by additional social integration and protection measures, show that these are effective ways of combating poverty and social exclusion and providing a decent life for all; therefore calls on the Commission to prepare an initiative to support further experiments in the Member States, taking into account and promoting best practices, and ensuring various individually guaranteed poverty-preventing adequate minimum and basic income models as a means of fighting to eradicate poverty and guarantee social justice and equal opportunities for every individual whose need can be established on the basis of the relevant regional yardstick, in keeping with the subsidiarity principle, and without calling into question the specific situations in each Member State…“

The European Parliament „36.  Believes that the Commission initiative on a guaranteed minimum income should take account of Recommendation 92/441/EEC, which recognises ‘the fundamental right of the individual to sufficient resources in respect of human dignity’, while insisting that the central objective of income support schemes should be that of taking people out of poverty and allowing them to live a decent life, decent invalidity and retirement pensions being included; with this in view, recommends that the Commission consider establishing a common method for calculating a minimum survival income and a cost-of-living minimum (a ‘shopping-basket’ of goods and services), with a view to ensuring the availability of comparative measurements of poverty levels and establishing means of social intervention;“

The European Parliament „40.  Criticises Member States where minimum income schemes do not meet the relative poverty threshold; reaffirms its demand to Member States to remedy this situation as soon as possible; demands that good and bad practices be addressed by the Commission in the evaluation of national action plans;“

The European Parliament „41.  Points to major age discrimination regarding minimum income schemes, such as setting the minimum income for children below the poverty threshold or excluding young people from minimum income schemes due to a lack of social security contributions; stresses that this undermines the unconditionality and decency of minimum income schemes;“

The European Parliament „44.  Calls on the Commission and the EU Member States to examine how different models of unconditional and poverty-precluding basic incomes for all could contribute to social, cultural and political inclusion, taking especially into account their non-stigmatising character and their ability to prevent cases of concealed poverty;“

Footnote 10: „The national poverty threshold is set at 60% of the national median income,“


European Parliament: Resolution of 24 October 2017 on minimum income policies as a tool for fighting poverty (2016/2270(INI))
https://www.europarl.europa.eu/RegData/seance_pleniere/textes_adoptes/provisoire/2017/10-24/0403/P8_TA-PROV(2017)0403_EN.pdf 

The European Parliament „having regard to International Labour Organization (ILO) Conventions Nos 29 and 105 on the abolition of forced labour, ILO Convention No 102 on social security, and ILO Recommendation No 202 on social protection floors.“

„F. whereas according to the methodology developed by Eurostat, the at-risk-of-poverty threshold is set at 60 % of national median equivalised disposable income (per household, after social transfers); whereas given the existing divergences between Member States and different national social policies, this percentage should be considered together with other indicators such as reference budgets; whereas income is an indirect indicator of living standards and a reference budget reflects the diversity of consumption patterns and the cost of living across Member States;“

The European Parliament „20. Reiterates its position, as expressed in its resolution of 20 October 2010, on the role of minimum income in combating poverty and promoting an inclusive society in Europe;“

The European Parliament „24. „Stresses that minimum income schemes should ensure an income that is above the poverty line, prevent severe material deprivation, and lift households out of such situations, and should be accompanied by the provision of public services such as health, education and childcare;“

The European Parliament „39. Believes that Member States, when setting adequate minimum income schemes, should take into account the Eurostat at-risk-of poverty threshold, set at 60 % of national median equivalised disposable income (after social transfers), together with other indicators such as reference budgets; considers that reference budgets could be used to better tackle poverty and to test the robustness of the level of minimum income and of the above-mentioned threshold, while respecting the subsidiarity principle;“



European Commission: Reflection Paper on the social dimension of Europe, COM(2017) 206 final of 26 April 2017, https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:cea6403b-2b4c-11e7-9412-01aa75ed71a1.0017.02/DOC_1&format=PDF (https://ec.europa.eu/info/publications/reflection-paper-social-dimension-europe_en) 

Page 23: „At the same time, all countries are led to innovate in a national or European context. From the testing of universal basic income in Finland to the roll-out of a guaranteed minimum income in Greece, there is a growing tendency to try out new models to fit new realities.“ 


Joint statement by the Council and the representatives of the governments of the Member States meeting within the Council, the European Parliament and the Commission, June 2017 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=OJ:C:2017:210:FULL&from=EN

„37. To combat inequality, the EU and its Member States will also support efficient, sustainable and equitable social protection systems to guarantee basic income, prevent relapses into extreme poverty and build resilience. They will assess the determinants of and trends in economic and social inequalities and will strengthen their tools and approaches to make them more effective in addressing inequality. The EU and its Member States will mainstream the reduction of inequality in their development cooperation and support innovative social practices.“
8

